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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Dr. Winfried Wolf 
und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/2282 - 


Planungsgruppe „Fahrradfreundliches Regierungsviertel in Berlin“ 


A. Problem 

Der Antrag fordert die Bundesregierung auf, eine Planungsgruppe 
mit dem Auftrag einzusetzen, realisierbare Möglichkeiten eines 
„Regierungsviertels der kurzen Wege'' unter besonderer Berück- 
sichtigung von Fuß- und Radwegen und ihrer Anbindung an den 
öffentlichen Personennahverkehr zu untersuchen und dem Deut- 
schen Bundestag vorzulegen. Der Planungs gruppe sollen Vertre- 
ter des Deutschen Bundestages, des Abgeordnetenhauses von 
Berlin, des Bundesministeriums für Verkehr, des Senats von Berlin 
und von Verkehrsverbänden angehören. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme eines Antrags der Fraktion der SPD. Er begrüßt die Vor- 
schläge des Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs (ADFC) zur 
Gestaltung eines fahrradfreundlichen Regierungsviertels in Berlin 
und fordert die Baukommission des Ältestenrates auf, sie in die 
Planungen für die Außenanlagen des Parlaments- und Regie- 
rungsviertels zu übernehmen. 


D. Kosten 


Wurden nicht erörtert 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13122S2 - abzulehnen. 

Bonn, den 1 1 . Dezember 1996 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Siegfried Scheffler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Siegfried Scheffier 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag - Druck- 
sache 13/2282 - in seiner 98. Sitzung am 18. April 
1996 beraten und zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Verkehr sowie zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit, den Ausschuß für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau und den Haushaltsausschuß über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat die Vorlage in seiner Sitzung am 12. Ju- 
ni 1996 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.R gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD abge- 
lehnt. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat in seiner Sitzung am 12. Juni 1996 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS beschlossen, auf ein Votum zu verzichten. Der 
Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 22. Mai 1996 beraten und dem federführenden 
Ausschuß mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS Nichtbefassung empfohlen, da der Antrag aus- 
schheßlich die Planungshoheit des Landes Berlin be- 
treffe. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 11. Dezember 1996 beraten. 

II . 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, 
eine Planungsgruppe zur Erarbeitung eines. „Rad- 
fahrkonzepts Regierungsviertel 2000" einzusetzen, 
in die Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr, 
des Senats von Berlin, aller Fraktionen und Gruppen 
des Deutschen Bundestages, aller Fraktionen des 
Abgeordnetenhauses von Berlin und von Verkehrs- 
verbänden, wie ADFC, Fuss e. V, PRO BAHN 
u. a. m., berufen werden sollen. Sie soll realisierbare 
Möglichkeiten eines „Regierungsviertels der kurzen 
Wege" unter besonderer Berücksichtigung von Fuß- 
und Radwegen und ihrer Anbindung an den öffentli- 
chen Personennahverkehr untersuchen und dem 
Deutschen Bundestag vorlegen. Durch Vorbereitung 
und Realisierung eines „Regierungsviertels der kur- 
zen Wege" würden Bundesregierung und Deutscher 
Bundestag nach Auffassung der Antragsteller ihren 
Willen bekunden, gute Bedingungen für den Fahr- 
radverkehr in der Bundeshauptstadt für unabdingbar 
zu halten. Der Antrag stellt mehrere Grundsatzforde- 
rungen an die Untersuchung der Planungsgruppe; sie 
befassen sich insbesondere mit der Vernetzung und 
dem Bau der Fahrradwege nach benutzerfreundli- 


chen, bautechnisch modernen Kriterien. Der Bau des 
Regierungsviertels eröffne die Chance, kurze, ökolo- 
gisch und ökonomisch sinnvolle Verkehrsverbindun- 
gen mit möglichst geringem Kraftfahrzeugverkehr zu 
errichten und Berhn damit zu einer modernen, um- 
weltorientierten Metropole auszugestalten. 

III. 

Der Berichterstatter erinnerte an den im Ausschuß er- 
zielten Konsens, die Vorlage erst im Anschluß an die 
Anhörung des ADFC zum Thema „Fahrradfreund- 
liches Regierungsviertel" zu beraten. Diese habe am 
24. Oktober 1996 in Berlin stattgefunden und einen 
Einbhck in die Probleme des Fahrrad Verkehrs in Ber- 
lin vermittelt, etwa den dort im Vergleich zu anderen 
Großstädten geringen Anteü des Fahrrads am Ver- 
kehrsaufkommen. Sie habe deutlich gemacht, daß im 
Regierungsviertel ideale Bedingungen für Fahrrad- 
fahrer geschaffen werden könnten, wenn die Pla- 
nung der Infrastruktur entsprechend ausgelegt werde. 

Die Fraktion der SPD hob vor allem die politische 
Verantwortung des Bundes für den Bau von Fahrrad- 
wegen im Regierungsviertel hervor. Allgemein hege 
die Verantwortung für den Fahrradverkehr in Berhn 
zwar beim Berliner Senat; dieser sei überwiegend 
auch dafür verantworthch, daß der Anteil des Fahr- 
rads am Berhner Verkehrsaufkommen vergleichs- 
weise gering sei. Der Bund trage jedoch eine po- 
litische Verantwortung dafür, daß im Regierungsvier- 
tel ergänzend Fahrradwege geplant und gebaut 
würden. So habe die Bundesregierung den Berhner 
Senat aufgefordert, das Regierung sviertel vom Pkw- 
Durchgangsverkehr freizuhalten; deswegen würden 
Straßentunnel gebaut, die von Fahrradfahrern nicht 
genutzt werden könnten. Die Fraktion der SPD 
appelherte an den Deutschen Bundestag, seiner poh- 
tischen Verantwortung gerecht zu werden und sich 
dafür einzusetzen, daß über die Baukommission des 
Ältestenrates, die Bundesbaugesellschaft und den 
Berhner Senat der Auftrag erteilt werde, ein Ver- 
kehrskonzept für ein fahrradfreundliches Regie- 
rungsviertel zu entwickeln. Sie trat dafür ein, auch 
die betroffenen Berhner Stadtbezirke in den Pla- 
nungsprozeß einzubeziehen. Die Fraktion der SPD 
legte daher folgenden Entschließungsantrag zum 
Antrag - Drucksache 13/2282 - vor: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vorschläge für 
ein fahrradfreundliches Regierungsviertel in Berlin, 
die vom ADFC entwickelt wurden. Er stellt fest, daß 
die Bundesregierung nicht der richtige Adressat für 
diese Vorschläge ist. Er fordert deshalb die Baukom- 
mission des Ältestenrates auf, die Vorschläge des 
ADFC in die Planungen für die Außenanlagen des 
Parlaments- und Regierungsviertels zu übernehmen. 

Als Anlage umfaßt der Entschließungsantrag das 
Positionspapier „Anforderungen an ein fahrrad- 


3 



Drucksache 13/7035 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


freundliches Regierungsvierteh' des ADFC zur Anhö- 
rung „Fahrradfreundliches Regierungsviertel". Es 
stinunt in seinen grundlegenden Forderungen mit 
den im Antrag - Drucksache 13/2282 - formulierten 
Grundsatzforderungen überein. Darüber hinaus ent- 
hält es eine Reihe von Einzelforderungen zur Finan- 
zierung eines fahrradfreundlichen Regierungsvier- 
tels sowie zum Bau von Infrastruktureinrichtungen 
für Fahrradfahrer und zur Steuerung des Fahrradver- 
kehrs in den Bezirken Tiergarten und Mitte. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betonte, 
inhaltlich gehe es darum, im Regierungsviertel eine 
moderne Verkehrsinfrastruktur zu errichten, die sich 
auch auf alternative, nichtmotorisierte Verkehrsmittel 
erstrecke. Die Ausschreibungsunterlagen für den 
Spreebogen seien vom Senat und der Bundesregie- 
rung gemeinsam erstellt worden und zeugten daher 
von ihrer gemeinsamen Verantwortung. Auch der 
Deutsche Bundestag trage eine Verantwortung für 
die Baumaßnahmen im Regierungsviertel; dies er- 
gebe sich bereits aus der Existenz der Baukommis- 
sion des Ältestenrates. Die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN wolle erreichen, daß der Bundestag 
seine pohtische Verantwortung für eine fahrrad- 
freundliche Ausgestaltung des Regierungsviertels 
wahrnehme, die hierzu vorliegenden Vorschläge an- 
nehme und an die Baukommission des Ältestenrates 
weiterleite. 

Die Gruppe der PDS wies darauf hin, daß die bereits 
heute schwierigen Verkehrsverhältnisse in der Stadt- 
mitte Berlins durch den Umzug von Parlament und 
Bundesregierung weiter verschärft würden. Dies gel- 
te in besonderem Maße für Fahrradfahrer und Fuß- 
gänger. Der Deutsche Bundestag werde der Haupt- 
verursacher des zusätzlichen Verkehrsaufkommens 
in der Stadtmitte sein; insofern trage er eine Verant- 
wortung für die dortigen Verkehrs Verhältnisse. Die 
Ausschreibungsunterlagen für den Spreebogen seien 
vom Berliner Senat und der Bundesregierung ge- 
meinsam erstellt worden; die Bundesregierung 
könne daher aus ihrer Verantwortung für dessen Ge- 
staltung nicht entlassen werden. Die Ausschrei- 
bungsunterlagen erstreckten sich auch auf den Fuß- 
gänger- und Fahrradverkehr; allerdings seien die 
entsprechenden Ausführungen sehr unbestimmt for- 
muliert. Man sollte alle Betroffenen, auch die Bürger- 


meister der Bezirke Tiergarten und Mitte, in die Pla- 
nungen für das Regierungsviertel einbeziehen. Die 
Gruppe der PDS erklärte sich bereit, ihren Antrag zu- 
rückzuziehen, wenn der Ausschuß den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD als gemeinsamen 
Antrag annehmen würde. Anderenfalls trete sie da- 
für ein, die Abstimmung über ihren Antrag zu verta- 
gen. 

Demgegenüber verwiesen die Koalitionsfraktionen 
auf die Zuständigkeit Berlins für den Fahrradverkehr 
in Berlin und lehnten eine Einmischung des Bundes 
in die rechtlichen Kompetenzen Berlins in Verkehrs- 
fragen ab. Die Fraktion der CDU/CSU betonte, die 
Zuständigkeit für die Verkehrsinfrastruktur in Berlin 
liege beim Senat von Berlin. Dieser habe bereits 1994 
ein Fahrradverkehrskonzept für Berlin beschlossen. 
Die Fraktion der F.D.P. sprach sich für eine strikte Be- 
achtung der kompetenzrechtlichen Grundlagen aus. 
Träger der Lasten des Fahrradverkehrs in Berlin sei 
das Land Berlin. Eine Einmischung des Bundes in die 
Kompetenzen Berlins sei aus rechtlichen Gründen 
abzulehnen; zudem würden hierdurch finanzielle 
Forderungen ausgelöst, die eine Einhaltung der 
Kostenobergrenze für den Umzug nach Berlin ge- 
fährdeten. Auch eine Einmischung des Bundes in die 
Kompetenzverteilung zwischen der Senatsverwal- 
tung und den Bezirksverwaltungen sei abzulehnen; 
die jeweihgen Kompetenzen würden durch das Be- 
zirksverwaltungsgesetz geregelt. 

Der Ausschuß für Verkehr lehnte den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS ab. 

Daraufhin beantragte die Gruppe der PDS, die Ab- 
stimmung über ihren Antrag zu vertagen. Dies wurde 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS abgelehnt. Der Ausschuß lehnte anschließend 
den Antrag - Drucksache 13/2282 - mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P, gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD ab. 


Bonn, den 11. Dezember 1996 


Siegfried Scheffler 

Berichterstatter 
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